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Vorwort 

Ein vertraglicher Anspruch wie auch ein rechtskräftiges Erkenntnisurteil sind 
jeweils nur so viel wert, als sie gegebenenfalls auch vollstreckt werden können. 
Zwar kommt es in zivilrechtlichen Streitigkeiten nur selten vor, dass ein 
Anspruch tatsächlich mittels Zwangsmassnahmen durchgesetzt werden muss, 
doch wird ein Schuldner regelmässig nur dann seinen Verpflichtungen nach­
kommen, wenn er weiss, dass er bei einer Nichtbefolgung mit solchen rechnen 
muss.

Der Themenkomplex der Vollstreckung zeichnet sich sowohl im innerstaat­
lichen als auch im internationalen Verhältnis durch ein starkes und zuweilen 
im Einzelnen noch nicht abschliessend geklärtes Zusammenspiel verschiede­
ner Regelwerke und Fachgebiete aus. Zu welcher Fülle praxisrelevanter 
Abgrenzungsschwierigkeiten dies führen kann, zeigt sich exemplarisch 
anhand des Brexits, als Folge dessen das Vereinigte Königreich aus dem LugÜ 
ausschied und dessen juristische Klärung nach wie vor nicht in sämtlichen 
Punkten abgeschlossen ist.1

Anders als bei der Schiedsgerichtsbarkeit ist es im Bereich der staatlichen 
Zivilgerichtsbarkeit noch ein langer Weg bis zu einem einheitlichen, weltweit 
geltenden Anerkennungs- sowie Vollstreckungssystem. Obwohl ein Schritt in 
diese Richtung, wird der Beitritt der Schweiz zum Haager Gerichtsstands­
übereinkommen daran nur wenig ändern.

Cinzia Catelli & Predrag Sunaric

1	 Siehe dazu unten S. 55f.  
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A	 Einleitung

Nach schweizerischem Recht erwerben Erben den Nachlass grundsätzlich als 
Ganzes im Moment des Ablebens des Erblassers qua Universalsukzession von 
Gesetzes wegen (Art.  560 Abs.  1 ZGB).1 Über die einzelnen Nachlass­
gegenstände können die Erben ab diesem Zeitpunkt aber dennoch nicht ohne 
Weiteres verfügen. Insbesondere bei internationalen Sachverhalten ist regel­
mässig zuerst eine Anerkennung ausländischer Legitimationsausweise wie 
Erbscheine, Willensvollstreckerzeugnisse und Urteile in der Schweiz erforder­
lich, bevor die Erben (oder ein Willensvollstrecker bzw. dessen ausländisches 
Pendent) eines im Ausland wohnhaften Erblassers das in der Schweiz belegende 

1	 Der Grundsatz der Universalsukzession kommt jedoch nicht in allen Rechtsordnungen 
zur Anwendung, insbesondere common law-Rechtsordnungen sehen keinen direkten 
Nachlasserwerb durch die Erben vor.
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Nachlassvermögen in Besitz nehmen können. Dies gilt jedenfalls insofern, als 
in der Schweiz keine eigene internationale Zuständigkeit gem. Art.  86–89 
IPRG besteht, um Entscheidungen, Massnahmen und Urkunden in erbrecht­
lichen Angelegenheiten auszustellen.2

Das schweizerische IPRG lässt im Bereich des Erbrechts sehr weitgehend 
ausländische Entscheidungen anerkennen bzw. vollstreckbar erklären.3 Art. 96 
IPRG regelt sowohl die möglichen Anerkennungsobjekte als auch die aner­
kannten Zuständigkeiten (sog. indirekte Zuständigkeit). Zusätzlich sind auch 
die allgemeinen Anerkennungsvoraussetzungen der Art.  25–27 IPRG zu 
beachten, welche sinngemäss auch für Entscheidungen oder Urkunden der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten (Art. 31 IPRG). 

In einer kurzen Übersicht sollen nachstehend die Besonderheiten hinsicht­
lich der Anerkennung erbrechtlicher Entscheide und Urkunden dargestellt 
werden. Da im Bereich des Erbrechts vor allem hinsichtlich der Anerkennung 
ausländischer Rechtsakte Besonderheiten bestehen (während sich die Voll­
streckung4 nach allgemeinen Prinzipien richtet), widmet sich der vorliegende 
Beitrag vorwiegend anerkennungsrechtlichen Fragen. 

B	 Anerkennung

I	 Besondere Voraussetzungen (Art. 96 IPRG)

1	 Anerkennungsobjekt

Gemäss Art.  96 Abs.  1 Ingress IPRG5 können neben ausländischen Ent­
scheiden, Massnahmen und Urkunden, die den Nachlass betreffen, auch 
Rechte aus einem im Ausland eröffneten Nachlass anerkannt werden. 

2	 Vgl. beispielsweise betreffend die internationale Zuständigkeit zur Ausstellung eines 
Erbscheins Urteil OGer ZH LF220074 vom 13. April 2023.

3	 Urteil BGer 4A_600/2018 vom 1. April 2019 E. 3.1.1.
4	 Sofern eine Entscheidung einen vollstreckungsfähigen Inhalt aufweist, kann sie auf 

Begehren einer interessierten Partei für vollstreckbar erklärt werden (Art. 28 IPRG), 
vgl. BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 25 N 1 m.w.H., sowie Art. 335 ff. ZPO.

5	 Staatsverträge sind für die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer erbrecht­
licher Entscheide, Massnahmen und Urkunden ebenfalls zu beachten (z.B. das 
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Streitige Entscheidungen ergehen in Verfahren, welche der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit unterstehen und erbrechtliche Ansprüche zum Inhalt haben, 
wie die Erbschafts-, Teilungs-, Ungültigkeits-, Herabsetzungs- und ähnliche 
Klagen.6 Unter Massnahmen werden Anordnungen von ausländischen Behör­
den im Nachlassverfahren verstanden, welche in freiwilliger Gerichtsbarkeit7 
ergingen, wie insbesondere die Aufnahme des Inventars, die vorläufige Erb­
schaftsverwaltung, die Testamentseröffnung und die Anordnung der amtlichen 
Liquidation.8 Unter Urkunden (die in der Praxis relevanteste Kategorie) 
fallen Dokumente, mit denen sich die Erben und die verschiedenen Verwalter, 
Vollstrecker und Vertreter der Erbschaft legitimieren, wie namentlich Erb­
bescheinigungen9 und Willensvollstreckerzeugnisse. Weder Art.  31 noch 
Art. 96 IPRG sehen Mindestanforderungen an das ausländische Verfahren vor, 
in welchem die relevanten Urkunden ergangen sind, sodass grundsätzlich auch 
notarielle Urkunden einer Anerkennung zugänglich sind.10 Mit Rechten, die 
sich aus einem im Ausland eröffneten Nachlass ergeben, sind Rechte gemeint, 
die Erben oder Vermächtnisnehmer durch Gesetz oder Verfügung von Todes 
wegen erworben haben, ohne dass ein formeller Entscheid oder eine Mass­
nahme getroffen wurde. Die Qualifizierung einer ausländischen Handlung 
erfolgt nach der lex fori, d.h. nach schweizerischem Recht.11

Abkommen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Deutschen Reich über 
die Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und Schieds­
sprüchen vom 2. November 1929, SR 0.276.191.361; siehe aber Fn. 40), gehen aber 
regelmässig nicht über den Regelungsgehalt von Art.  96 IPRG hinaus (vgl. CHK 
IPRG-Gösku/Olano, Art. 96 N 13). Das Lugano-Übereinkommen ist auf dem Gebiet 
des Erbrechts bekanntlich nicht anwendbar (Art. 1 Abs. 2 lit. a LugÜ).

6	 BSK IPRG-Schnyder/Liatowitsch/Dorjee-Good, Art. 96 N 2.
7	 Siehe Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. II.3.2.1 m.w.H.
8	 ZK IPRG-Künzle, Art. 96 N 6 m.w.H.
9	 Für eine Übersicht über die Legitimationsausweise verschiedener Länder für Erben 

und Vollstrecker siehe ZK IPRG-Künzle, Art.  96 N  13  f., und für deren Wirkung 
Künzle, Vermögensrecht, S. 36 ff.

10	 Ausländische Erbfolgezeugnisse (2025), S. 5.
11	 BGE 143 III 51 E. 2.3.
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2	 Indirekte Zuständigkeit

Art. 96 IPRG sieht mehrere anerkannte Zuständigkeiten vor, welche im 
Rahmen der IPRG-Revision per 1. Januar 2025 teilweise angepasst und 
präzisiert wurden. Einerseits wurde eine restriktivere Regelung hinsichtlich 
der Zuständigkeit des Rechtswahlstaates, andererseits gewisse zusätzliche 
Anknüpfungspunkte vorgesehen.12

Die vorstehend erwähnten Anerkennungsobjekte können gemäss Art. 96 IPRG 
(unter Vorbehalt von Art. 87 Abs. 2 IPRG13) in der Schweiz anerkannt werden, 
wenn sie alternativ:14 

	– im Staat des letzten Wohnsitzes15 des Erblassers getroffen, ausgestellt oder 
festgestellt worden sind oder wenn sie dort anerkannt werden (lit. a); 

	– Grundstücke betreffen und in dem Staat, in dem sie liegen, getroffen, 
ausgestellt oder festgestellt worden sind oder wenn sie dort anerkannt 
werden (lit. b); 

	– in einem Heimatstaat des Erblassers getroffen, ausgestellt oder festgestellt 
worden sind und der Erblasser seinen Nachlass der Zuständigkeit oder dem 
Recht des betreffenden Staates unterstellt hatte (lit. c); oder 

	– im Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthalts oder einem Heimatstaat 
des Erblassers oder, falls sie nur einzelne bewegliche Nachlasswerte be­
treffen, im Staat, in dem diese liegen, getroffen, ausgestellt oder festgestellt 
worden sind, soweit sich der letzte Wohnsitz des Erblassers im Ausland 
befand und der betreffende Staat sich nicht mit dem Nachlass befasst. 

12	 Vgl. im Einzelnen Meyer, S.  698; zur Revision siehe Entwurf IPRG, S.  3357, und 
Botschaft IPRG (Erbrecht) 2022, S. 3344 ff.

13	 Der neue Vorbehalt zugunsten Art. 87 Abs. 2 IPRG soll klarstellen, dass die Anerken­
nung ausländischer Rechtsakte ausgeschlossen ist, falls eine (in)direkte Zuständig­
keitswahl zugunsten der schweizerischen Behörden erfolgte. Dabei handelt es sich um 
eine Kodifizierung der bisherigen bundesgerichtlichen Rechtsprechung, Urteil BGer 
5P.274/2002 vom 28. Oktober 2002 E. 4.1. Vgl. für ein Beispiel dieser Konstellation 
Urteil OGer ZH RV200005 vom 19. August 2020.

14	 Siehe für Beispiele Künzle, internationales Erbrecht, S. 73 ff., 107 ff.
15	 Wo sich der letzte Wohnsitz des Erblassers befand, bestimmt sich nach schweizeri­

schem, nicht nach ausländischem Kollisionsrecht, Urteil BGer 5C.25/2005 vom 9. Mai 
2005 E. 2.1.2; ZK IPRG-Künzle, Art. 96 N 19. 
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Beansprucht ein Staat für die in seinem Gebiet liegenden Grundstücke des 
Erblassers die ausschliessliche Zuständigkeit, so werden nur dessen Ent­
scheidungen, Massnahmen und Urkunden anerkannt (Art. 96 Abs. 2 IPRG). 
Weitere Regeln zu Zuständigkeitskonkurrenzen sieht Art. 96 IPRG nicht vor, 
es ist daher auf die allgemeinen Vorschriften von Art. 25–29 IPRG zurück­
zugreifen und die zeitlich vorgehende Rechtshängigkeit beachtlich (Art. 27 
Abs.  2 lit.  c i.V.m. Art. 88a und 9 IPRG).16 Sichernde Massnahmen in 
Erbschaftssachen werden in der Schweiz anerkannt, sofern sie in einem  
Staat ergehen, in welchem Vermögen des Erblassers gelegen ist (Art. 96  
Abs. 3 IPRG). Dies, obschon die Anerkennung vorsorglicher Massnahmen im 
Allgemeinen umstritten ist.17

II	 Allgemeine Voraussetzungen (Art. 25 ff. IPRG)

Die allgemeinen Anerkennungsvoraussetzungen sind in Art.  25 ff. IPRG 
geregelt.18

1	 Zuständigkeit ausländischer Behörden 
(indirekte Zuständigkeit)

Im Rahmen von Art.  25 lit. a i.V.m. Art.  26 IPRG wird verlangt, dass  
das schweizerische Recht die Entscheidungszuständigkeit der Gerichte bzw. 
Behörden des Entscheidungsstaates anerkennt (sog. indirekte Zuständigkeit).19 
Ausreichend ist dabei, dass die Entscheidung aus demjenigen Staat stammt,  

16	 Botschaft IPRG (Erbrecht), S. 3326.
17	 ZK IPRG-Künzle, Art. 96 N 28.
18	 BGE 120 II 83 E. 3a/cc; ZK IPRG-Müller-Chen, Art. 25 N 1, Art. 27 N 1; BSK IPRG-

Däppen/Mabillard, Art. 25 N 52, Art. 26 N 1. Vom sachlichen Anwendungsbereich 
erfasst Art.  25 IPRG Entscheidungen ausländischer Gerichte und Behörden  
in Zivilsachen, CHK IPRG-Schramm/Buhr, Art.  25 N  6; BSK IPRG-Däppen/ 
Mabillard, Art. 25 N 4, N 9. Vorbehalten bleiben einschlägige Staatsverträge, siehe 
dazu BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 25 N 17 ff.

19	 BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 25 N 40.
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den die Schweiz international für zuständig erachtet.20 Im erbrechtlichen 
Kontext ist insbesondere Art. 96 IPRG (siehe dazu oben B.I.2.) als von Art. 26 
lit. a IPRG erfasste Spezialbestimmung einschlägig.

2	 Endgültige Entscheidung

Die anzuerkennende Entscheidung muss eine gewisse Bestandeskraft haben,21 
d.h., es darf grundsätzlich kein ordentliches Rechtsmittel mehr gegen die 
Entscheidung geltend gemacht werden können, oder sie muss endgültig sein 
(Art. 25 lit. b IPRG). Was unter diesen beiden Voraussetzungen verstanden 
wird, bestimmt sich nach Schweizer Recht; ob diese Voraussetzungen erfüllt 
sind, richtet sich hingegen nach dem Recht des Erststaates.22

Weder der Begriff des ordentlichen Rechtsmittels noch derjenige der End­
gültigkeit sind positivrechtlich im Schweizer Recht konkretisiert. Die Defini­
tion des ordentlichen Rechtsmittels ist im Einzelnen strittig.23 Ein solches ist 
jedoch Bestandteil des normalen Prozessverlaufs, an eine Frist ab dem Urteils­
zeitpunkt gebunden und kann zur Aufhebung oder Änderung der Entscheidung 
führen.24 Der Begriff der Endgültigkeit wird negativ definiert, wonach eine 
Entscheidung nicht endgültig ist, solange ein ordentliches Rechtsmittel ein­
gelegt werden kann.25

20	 Die örtliche, sachliche und funktionelle Zuständigkeit innerhalb des betreffenden 
Staates ist indes irrelevant, ZK IPRG-Müller-Chen, Art. 26 N 18; BSK IPRG-Däppen/
Mabillard, Art. 26 N 1 m.w.H.

21	 BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 25 N 42.
22	 Urteil KGer BL 400 21 87 vom 7.  Dezember 2021 E.  2.2.2; BSK IPRG-Däppen/

Mabillard, Art. 25 N 43; CHK IPRG-Schramm/Buhr, Art. 25 N 17; vgl. Urteil HGer 
ZH HG050433 vom 17. Juni 2023 E. III.2.5.3.

23	 Zu den unterschiedlich genannten Merkmalen siehe CHK IPRG-Schramm/Buhr, 
Art. 25 N 19 m.w.H.

24	 Urteil KGer BL 400 21 87 vom 7. Dezember 2021 E. 2.2.2.
25	 Urteil KGer BL 400 21 87 vom 7. Dezember 2021 E. 2.2.4  f.; BSK IPRG-Däppen/

Mabillard, Art. 25 N 49.
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Bei der Anerkennung und Vollstreckung einer Entscheidung oder einer  
Urkunde der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wozu insbesondere auch erbrecht­
liche Legitimationsausweise wie Erbbescheinigungen zählen,26 gelten die  
Art. 25–29 IPRG jedoch nur sinngemäss (Art. 31 IPRG). Als provisorische 
Legitimationspapiere erwachsen diese nur im Ausnahmefall in formelle 
Rechtskraft, zudem sind sie nur selten endgültig im geforderten Sinn.27 Inso­
fern ist bei erbrechtlichen Legitimationsausweisen hinsichtlich der Endgültig­
keit ausreichend, wenn das Verfahren auf Ausstellung abgeschlossen ist, 
ohne dass deren materielle Rechtskraft überprüft werden müsste.28 Ohne 
Belang bleibt daher, ob gegen den Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit noch 
ein Rechtsbehelf offensteht.29 Nach der Rechtsprechung soll bei der Anwen­
dung von Art. 29 Abs. 1 lit. b IPRG jeder übertriebene Formalismus vermieden 
werden.30 Das Fehlen einer Bescheinigung darüber, dass gegen den Entscheid 
kein ordentliches Rechtsmittel mehr eingelegt werden kann oder er endgültig 
ist, führt nicht zur Verweigerung der Exequatur, wenn die Tatsache, dass der 
Entscheid rechtskräftig geworden ist, nicht bestritten wird oder aus den übri­
gen Akten hervorgeht.31 Dies hat gemäss OGer ZH auch für die Anerkennung 
zu gelten.32

26	 Urteil BGer 5A_757/2016 vom 31. August 2017 E. 1.1; CHK IPRG-Schramm/Buhr, 
Art. 31 N 4.

27	 Kuhn, S. 14 m.w.H.; vgl. ZK IPRG-Volken, Art. 31 N 16–18; Pfäffli, Rz. 665.
28	 Urteil BGer 4A_600/2018 vom 1. April 2019 E. 3.1.2; Kuhn, S. 15.
29	 Schmidt, S. 80.
30	 Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. II.2.4.
31	  Urteil BGer 5A_712/2018 vom 20. November 2018 E. 2.3.2; Urteil BGer 5A_344/2012 

vom 18. September 2012 E. 4.3; Urteil OGer ZH RT170223 vom 28. Juni 2018 E. II.2b.
32	 Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. II.2.4.
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3	 Verweigerungsgründe

Drittens darf kein Verweigerungsgrund i.S.v. Art. 27 IPRG der Anerkennung 
entgegenstehen (Art. 25 lit. c IPRG). Während der Verweigerungsgrund des 
materiellen Ordre public (Abs. 1) von Amtes wegen zu beachten ist, wird der 
formelle Ordre public (Abs. 2) nur auf Parteiantrag hin geprüft und muss auch 
von der jeweiligen Partei nachgewiesen werden.33

Mit Blick auf den materiellen Ordre public wird eine ausländische Entschei-
dung nicht anerkannt, wenn die Anerkennung mit dem schweizerischen Ordre 
public offensichtlich unvereinbar wäre (Art. 27 Abs. 1 IPRG).34 Im erbrecht-
lichen Kontext ist insbesondere das Diskriminierungsverbot etwa aufgrund 
von Geschlecht oder Religion als grundlegende Vorschrift einschlägig.35 So 
wurde eine Verletzung des Ordre public bei einem Ausschluss der Erbberech-
tigung einer nichtmuslimischen Ehefrau aufgrund deren Religion anerkannt.36 
Das KGer Zug urteilte hingegen, dass die für die Erbteilung zuständigen 
Schweizer Behörden den diskriminierenden Charakter islamischer Vorschrif-
ten nicht von Amtes wegen berücksichtigen müssen, falls einzelne Erbschafts-
anteile aufgrund des Geschlechts unterschiedlich festgelegt werden, aber sich 
die Erben mit der Anwendung der sie diskriminierenden islamischen Vor-
schriften einverstanden erklären.37

33	 BGE 140 V 136 E. 4.2.2; CHK IPRG-Schramm/Buhr, Art. 27 N 4; BSK IPRG-Däppen/
Mabillard, Art. 27 N 1 f.

34	 Konkret wenn das schweizerische Rechtsgefühl durch die Anerkennung und Voll
streckung eines ausländischen Entscheids in einer unerträglichen Weise verletzt würde, 
weil dadurch grundlegende Vorschriften der schweizerischen Rechtsordnung miss-
achtet werden; statt vieler BGE  131 III 182 E.  4.1. Ein solcher Verstoss darf nicht 
leichthin angenommen werden, BGE 143 III 51 E. 3.3.2; CHK IPRG-Schramm/Buhr, 
Art. 27 N 8. Zur den Ordre public-Verstoss sowohl bejahenden als auch verneinenden 
Kasuistik allgemein siehe BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 27 N 9 ff.; CHK IPRG-
Schramm/Buhr, Art. 27 N 10 ff.

35	 Vgl. zum Ganzen Hrubesch-Millauer/Rohner/Von Zedtwitz, S. 726 ff.; BSK IPRG-
Däppen/Mabillard, Art. 27 N 5 m.w.H.

36	 BGE 143 III 51 E. 3.3.5.
37	 Urteil KGer ZG, GVP 2008, S. 229 vom 17. März 2008.
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Zum formellen Ordre public zählen die nicht gehörige Vorladung (Art. 27 
Abs. 2 lit. a IPRG), die Verletzung wesentlicher Verfahrensgrundsätze (Art. 27 
Abs. 2 lit. b IPRG) sowie die Ausserachtlassung früherer Rechtshängigkeit 
von Entscheidungen und die Unvereinbarkeit mit gewissen ergangenen 
Urteilen (Art. 27 Abs. 2 lit. c i.V.m. Art. 88a und 9 IPRG)38. Die in Art. 27 
Abs.  2 IPRG vorgesehenen Verfahrensrechte können bei Anordnungen im 
Rahmen eines nichtstreitigen, einseitigen Verfahrens nicht oder nur begrenzt 
Anwendung finden. Betroffene Personen können immerhin etwa geltend 
machen, sie seien bei Anordnung einer konkreten Massnahme überhaupt nicht 
oder in nicht rechtsgenügendem Ausmass angehört worden.39

Anzumerken ist schliesslich, dass die Entscheidung in der Sache selbst, d.h. 
inhaltlich, nicht nachgeprüft werden darf (Art.  27 Abs.  3 IPRG). Eine 
Ausnahme gilt bei einschlägigen Staatsverträgen.40 Die Anerkennung der 
Entscheide der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist indes nicht vom Abkommen 
mit Deutschland erfasst; sie richtet sich nach nationalem Recht.41

III	 Wirkung

Bei erfüllten Voraussetzungen des Art. 25 IPRG wird die Entscheidung anerkannt. 
Als Rechtsfolge wird das ausländische Urteil einem inländischen Urteil grundsätz­
lich gleichgestellt.42 Die Wirkungen des Urteils, namentlich die materielle Rechts­
kraft und die Gestaltungswirkungen, werden insoweit auf die Schweiz erstreckt, 
als der Entscheidung keine andersartigen, wesentlich weitergehenden Wirkungen  

38	 Vgl. zum Ganzen Botschaft IPRG (Erbrecht) 2022, S. 3326 und Pfäffli, Rz. 668 ff 
m.w.H.

39	 Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. II.3.4; BSK IPRG-Däppen/Mabillard, 
Art. 31 N 6.

40	 Aus Sicht der Schweiz ist dies insbesondere bei Vollstreckungsabkommen mit 
Deutschland (SR 0.276.191.361; Art. 4 Abs. 2) und Schweden (SR 0.276.197.141; Art. 4 
Ziff. 3) der Fall, BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 27 N 74. Zur Relativierung die­
ser Überprüfungsbefugnis im Sinne einer liberalen Anerkennungspraxis durch das 
BGer siehe allerdings BGE 103 Ib 69 E. 4 betreffend das Abkommen mit Schweden.

41	 Botschaft Vollstreckungsabkommen mit Deutschland, S.  532  f.; Urteil OGer ZH 
RV200020 vom 14. Dezember 2020 E. II.5b; Pfäffli, Rz. 642 ff.

42	 Urteil BGer 4A_508/2010 vom 14. Februar 2011 E. 3.3.
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im Vergleich zu einem korrespondierenden inländischen Urteil zukommen  
(sog. kontrollierte Wirkungsübernahme).43 Umgekehrt kann einem Urteil in  
der Schweiz nicht mehr Wirkung zukommen als im jeweiligen Urteilsstaat.44

Gerade im Zusammenhang mit der Anerkennung erbrechtlicher Entscheidun­
gen ist die Frage nach der Wirkung essenziell, da nicht alle Staaten vom 
Grundprinzip einer einheitlichen Zuständigkeit für Nachlassangelegenheiten 
ausgehen und erbrechtliche Urteile und Erbausweise je nach Eröffnungsstaat 
in ihrer Wirkung auf die im Eröffnungsstaat gelegenen Vermögenswerte 
beschränkt sein können.45 Solche Beschränkungen sind zu beachten, wenn 
sie sich aus dem ausländischen materiellen Recht ergeben, nicht aber, wenn 
sich die Beschränkung bloss aus dem ausländischen Verfahrensrecht ergibt.46 
Ist eine ausländische Entscheidung in ihrer Wirkung aber durch das ausländi­
sche materielle Recht auf das Territorium des betreffenden Staates beschränkt, 
so führt eine Anerkennung in der Schweiz auch nicht zu einer weitergehenden 
Wirkung. In solchen Fällen ist gestützt auf Art. 87 oder Art. 88 IPRG eine 
Schweizer Erbbescheinigung einzuholen oder gegebenenfalls eine separate 
(Teilungs-)Klage anhängig zu machen.

IV	 Prozessuale Aspekte

Grundsätzlich kann ein ausländischer Erbe, der über in der Schweiz belegenes 
Nachlassvermögen verfügen möchte, bei der zuständigen Behörde vorfrage­
weise um Anerkennung seiner Legitimationsurkunde ersuchen, ohne dass ein  

43	 BGE 141 III 229 E. 3.2.3; BGE 140 III 278 E. 3.2; BGE 130 III 336 E. 2.5; Urteil 
BGer 4A_508/2010 vom 14. Februar 2011 E. 3.3. Die Wirkungen nach dem Recht des 
Entscheidungsstaates können unter Umständen durch den Anerkennungsstaat korri­
giert werden, Kuhn, S. 18 f.

44	 BGE 141 III 229 E. 3.2.3;. BGE 140 III 278 E. 3.2; Urteil BGer 4A_374/2014 vom 
26. Februar 2015 E. 4.2.2; Urteil BGer 4A_508/2010 vom 14. Februar 2011 E. 3.3; 
Kuhn, S. 25 f.

45	 Zum Ganzen Kuhn, S. 18 f., S. 25; siehe auch Ausländische Erbfolgezeugnisse (2025), 
S. 8 f. m.w.H. und spezifischen Hinweisen hinsichtlich verschiedener Jurisdiktionen.

46	 Graham-Siegenthaler, N 115; Kuhn, S. 26.



Anerkennung ausländischer erbrechtlicher Entscheide

93

Exequaturverfahren erforderlich wäre.47 Ein solches kann aber bspw. erfor­
derlich sein, wenn Nachlassvermögenswerte von Dritten (in erster Linie 
Banken) herausverlangt werden und diese die ausländischen Urkunden nicht 
tel quel akzeptieren.48 Die örtliche Zuständigkeit für separate Exequatur­
verfahren gemäss Art. 29 Abs. 2 IPRG bestimmt sich nach Art. 339 Abs. 1 
ZPO i.V.m. kantonalem Recht, da das IPRG diesbezüglich keine eigenen 
Vorschriften enthält.49 Ein solches ist im summarischen Verfahren durchzu­
führen (Art. 339 Abs. 2 ZPO). 

Im Anerkennungsverfahren ist die Partei, die sich dem Begehren widersetzt, 
anzuhören (Art. 29 Abs. 2 IPRG).50 Daraus leiten Rechtsprechung und Lehre 
die Pflicht ab, auch das Anerkennungsverfahren betreffend Akte der freiwilli­
gen Gerichtsbarkeit kontradiktorisch zu führen.51 Art. 29 Abs. 2 IPRG stellt 
somit sicher, dass der sich der Anerkennung widersetzenden Partei im 
Anerkennungsverfahren das rechtliche Gehör gewährt wird.

Dem Anerkennungsantrag ist eine vollständige und beglaubigte Ausferti-
gung der Entscheidung beizufügen (Art. 29 Abs. 1 lit. a IPRG).52 Grundbuch­
ämter verlangen sodann regelmässig auch eine Überbeglaubigung.53

47	 BSK IPRG-Schnyder/Liatowitsch/Dorjee-Good, Art. 96 N 4; siehe für eine ausführliche 
Übersicht über die Anforderungen an ausländische Erbfolgezeugnisse als Ausweis für 
die Eintragung im schweizerischen Grundbuch die Publikation des Bundesamtes für 
Justiz, Ausländische Erbfolgezeugnisse (2025); vgl. auch Urteil BGer 5A_595/2024 
vom 28. März 2025 zu den spezifischen Anforderungen der Grundbuchämter.

48	 ZK IPRG-Künzle, Art. 96 N 8 f.; für ein Beispiel eines Verfahrens für die Anerken­
nung zwecks Liquidierung eines Bankkontos vgl. bspw. Urteil OGer ZH RV230003 
vom 8. Juni 2023 oder Urteil KGer ZG vom 7. Mai 2007 (GVP 2007, S. 235; letzteres 
Urteil betr. die Anerkennung einer schwedischen Nachlassurkunde).

49	 Schulthess ZPO Kommentar-Staehelin, Art. 339 N 15 ff.
50	 Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. II.1.2.2.
51	 Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. II.1.2.2; Urteil OGer ZH RV220001 

vom 23. März 2022 E. II.4.5.
52	 Urteil BGer 5A_52/2013 vom 25.  Februar 2013 E.  4.1. Hier bleiben Staatsverträge 

ausdrücklich vorbehalten, so bedürfen bspw. gerichtliche Urkunden im Verhältnis zu 
Deutschland und Österreich keiner Beglaubigung, vgl. SR 0.172.031.36 und 
SR 0.172.031.63; siehe auch Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. II.3.5.1.

53	 Ausländische Erbfolgezeugnisse (2025), S. 15.
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Das Gesetz regelt nicht, wie mit fremdsprachigen Beweisurkunden umzu­
gehen ist. In der Praxis wird bei eingereichten Beweisurkunden häufig von 
einer Übersetzung abgesehen, soweit Gericht und Parteien der Fremdsprache 
mächtig sind, zumal die Verpflichtung zur Übersetzung fremdsprachiger 
Dokumente weniger streng gehandhabt wird als die Pflicht der Parteien, sich 
vor dem Richter in der Amtssprache zu äussern.54

Regelmässig hat der Gesuchsteller sein Rechtsschutzinteresse geltend zu 
machen.55 

In Abweichung vom Grundsatz der Kostenverteilung nach Obsiegen/Verlieren 
(Art.  106 Abs.  1 ZPO) können die Prozesskosten insbesondere unter den 
Voraussetzungen von Art.  107 Abs.  1 lit.  f ZPO nach Ermessen verteilt 
werden. Unter solche besonderen Umstände, die eine Verteilung nach dem 
Ausgang des Verfahrens als unbillig erscheinen lassen, können auch die 
Kostenverlegungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die nach dem Verursacher­
prinzip erfolgen, gezählt werden.56

C	 Fazit

Die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer erbrechtlicher Entscheide 
erfolgt nach Art. 96 IPRG sowie Art. 25 ff. IPRG, die im Bereich der frei­
willigen Gerichtsbarkeit sinngemäss gelten (Art. 31 IPRG), wobei im Bereich 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit einige Besonderheiten, wie z.B. die End­
gültigkeit der Entscheide oder die Kostenfolgen, zu beachten sind. 

Insgesamt verfolgt das IPRG mit seiner liberalen Ausgestaltung das Ziel einer 
weitgehenden Anerkennung ausländischer erbrechtlicher Entscheidungen.

54	 Vgl. zum Ganzen Urteil BGer 5A_845/2023 vom 17. April 2024 E. 4.1.2.
55	 Vgl. dazu bspw. Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. II.2.1, E. II.2.5.
56	 Urteil OGer ZH RV230003 vom 8. Juni 2023 E. III.1.1; Urteil OGer ZH NQ120017 

vom 21. August 2012 E. 4.




